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Drucksache 246 


Der Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

III A/1 - Bau - 0 6016 - 8/58 


Bad Godesberg, den 26. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bessere Berücksichtigung der Naturwerkstein- und der 
Natursteinindustrie 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Josten, Dr. Weber 
(Koblenz), Becker (Pirmasens), Schlick und Genossen 
— Drucksache 87 — 


Die vorbezeidinete Kleine Anfrage beantworte ich in Über- 
einstimmung mit den Herren Bundesministern für Wirtschaft, 
für Arbeit und Sozialordnung, für Verteidigung, für Ver- 
kehr und für Wohnungsbau wie folgt: 

Vorauszuschicken ist, daß die Beschäftigungslage der Natur- 
steinindustrie als durchaus befriedigend! zu bezeichnen ist; 
ausweislich der Buiidesstatistik betrug die Natursteinerzeugung 
im Monatsdurchschnitt (in 1000 t): 

1950: 1 511,1 = 100,0 

1956: 2 233,8 .= 147,8 

1957:*) 2 905,4 - 192,3 

Allerdings kommt in diesem allgemeinen Bild nicht die 
sdiwierige Lage einzelner Zweige oder einzelner Bezirke der 
Natursteinindustrie sowie vor allem der Naturwerksteinin- 

dustrie zum Ausdruck. 

Deshalb glaube idr, mich in meiner Stellungnahme auf die 

sich daraus ergebenden besonderen Fragen, vor allem aber 
auf die Naturwerksteinindustrie beschränken zu können. 

Zu 1. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat sich auf Grund 
des Bundestagsbeschlusses vom 14. Dezember 1950 in seinem 
Schreiben vom 9. März 1951 für die Verwendung von Natur- 
werksteinen nachdrücklichst eingesetzt (Anlage 1); der Bundes- 
minister der Finanzen hat die Herren Finanzminister (-Sena- 
toren) der Länder mit Schreiben vom 26. Juni 1953 an diesen 

•) Januar bis November 1957 
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Beschluß erinnert (Anlage 2), In ähnlicher Weise hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen in einem Schreiben vom 20. No- 
vember 1956 die Verwendung von Naturstein-(Granit-)pflaster 
behandelt (Anlage 3). Die Bundesregierung ist bereit, erneut 
an die baiivergebenden Stellen der Länder mit dem Ziel her- 
anzutreten, daß bei den Planungen der Baubehörden Natur- 
weiksteine und Natursteine in dem wirtschaftlidi vertretbaren 
Umfang vorgesehen werden. 

Allgemein ist hierzu jedoch noch folgendes zu bemerken : 

Die Naturwerksteinindustrie war im Ganzen bisher nicht schlecht 
beschäftigt, und zwar hauptsächlich für die Repräsentativbauten 
der gewerblichen Wirtsdiaft; dort mag — was hier nicht zu 
untersuchen ist — eine aufwendigere Bauausführung durch- 
aus (betriebs-)wirtschaftlich gerechtfertigt sein. Anders aber 
liegen die Dinge bei den Bauten der öffentlichen Hand, die 
vom Steuerzahler und seinen politischen Repräsentanten mit 
wadier Kritik beobachtet werden. Die Verwendung von Natur- 
werksteinen hat zwar vielfach den Vorteil größerer Lebens- 
dauer, doch ist es schon schwierig, diesen Vorteil so sicher zu 
bewerten, daß er sich gegen die zweifellos erheblich höheren 
Baukosten abwägen läßt. Gegebenenfalls müßten die gegen- 
einanderstehenden Werte bei der Beratung der Haushaltan- 
sätze vorgetragen und erörtert werden. 

Zu 2. 

Die Arbeitslosigkeit in der Natursteinindustrie hat sich 1957 
ebenso wie in den Vorjahren in engen fluktuations- und saison- 
bedingten Grenzen gelialteip die Bundesregierung sielit deshalb 
keine Veranlassung, über die zu Nr. 1 erwähnten Anregungen 
hinaus Maßnahmen zu ergreifen. Sie wird aber den Arbeits- 
markt in den betreffenden Gebieten besonders beobachten und 
im Falle einer ungünstigen Entwicklung geeignete weitere 
Maßnahmen erwägen. 

In diesem Zusammenhang wird besonderes Augenmerk dem 
Gebiet Mayen zu schenken sein; die Bundesregierung wird 
sich deshalb mit der Landesregierung Rheinland-Pfalz noch 
besonders in Verbindung setzen und gemeinsam die gegebenen 
Möglichkeiten prüfen. 


Dr. Lindrath 
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Anlage 1 


Abschrift 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

IV B 8 - 01692/51 


Bonn, den 9. März 1951 


An den 

Herrn Bundesminister des Innern, Bonn, 

der Finanzen, Bonn, 

für Ernährung, Landwirschaft und 
Forsten, Bonn, 

für Verkehr, Bonn, 

für das Post und Fernmeidewesen, Bonn, 
für Wohnungsbau, Bonn, 
für Vertriebene, Bonn, 
für Arbeit, Bonn, 

die Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen Minister der Länder der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin, Bonn, 

nachrichtlich : 

an den Herrn Staatssekretär des Innern 
im Bundeskanzleramt, Bonn, 

Herrn Bundesminister der Justiz, Bonn, 

für gesamtdeutsdie Fragen, 
Bonn, 

für Angelegenheiten des Bun- 
desrates, Bonn, 

die für die Wirtsdtaft zuständigen Herren Minister der Länder. 


Betr. : Verwendung von Naturwerksteinen bei Bauten 

Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
14. Dezember 1950 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 107. Sitzung auf Grund 
eines mündlichen Berichts des Ausschusses für Wirtschafts- 
politik den Beschluß gefaßt, die Bundesregierung zu ersuchen, 

1. beim Wiederaufbau zerstörter Kultur- und Zweckbauten die 
Verwendung von Naturwerksteinen zu fördern, 

2. bei sonstigen Baumaßnahmen des Bundes, insbesondere bei 
Straßenbaumaßnahmen, Teile der Bausumme für die Ver- 
wendung von Naturwerksteinen vorzusehen. 
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3. bei der Errichtung von Brücken, Einlauf- und Stauwerken 
tunlichst Naturwerksteine zu verwenden, 

4. bei Wohn- und Siedlungsbauten die Verwendung von Natur- 
werksteinen tunlichst zu fördern, 

5. den Landesregierungen Anregungen im Sinne der Ziffern 
1 bis 4 zu geben, 

Ich weise mit besonderer Dringlichkeit auf diesen Beschluß hin, 
der zur Erhaltung unserer Baukultur und im Interesse unserer 
seit Jahren notleidenden einheimischen Natursteinbetriebe und 
ihrer Belegschaften gefaßt worden ist. Soweit bauvergebende 
Dienststellen in Ihrem Ressortbereich vorhanden sind, empfehle 
ich, diesen Stellen entsprechende Riditlinien zu geben und ihnen 
bei künftigen Bauten die Verwendung von Naturwerksteinen 
in vertretbarem Umfang zur Pflicht zu machen. Ich darf in 
diesem Zusammenhang erwähnen, daß der Naturwerkstein 
besondere Möglichkeiten der architektonischen Baugestaltung 
bietet und daß er anstelle von Baustoffen verwendet werden 
kann, für deren Herstellung die gegenwärtig außerordentlich 
knappe Kohle benötigt wird. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mich bis zum 20. April über das 
von Ihnen Veranlaßte unterrichten würden. 


Im Auftrag 

gez. Dr. Massar 
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Anlage 2 


Abschrift 


Der Bundesminister der Finanzen 

II D - 0 6105 - 56/53 


Bonn, den 26. Juni 1953 


An die 

Finanzminister (Finanzsenatoren) der Länder 
— It. Verteiler — 

Betr. : Verwendung von Natur Werksteinen bei Bauten 

Bezug ; Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Dezem- 
ber 1950 


Auf Anregung des Herrn Bayerischen Staatsministers für 
Wirtschaft und Verkehr und auf besondere Empfehlung des 
Herrn Bundesministers für Wirtsdiaft wird der Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 14. Dezember 1950 zur besonderen 
Beachtung in Erinnerung gebracht. 

Ich darf auf mein Schreiben vom 7. Mai 1952 - Bau 0 6105- 
38/52 - nebst Anlagen verweisen und bitten, in geeigneten 
Fällen die Verwendung von Naturwerkstein in vertretbarem 
Maße audi für Hochbauten des Bundes in Erwägung zu ziehen 
und zu fördern. Soweit es im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel möglich ist, gilt das auch für bereits 
bewilligte Bauvorhaben. 


Im Auftrag 

gez. Dr. Oeftering 
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Anlage 3 


Abschri f t 


Der Bundesminister der Finanzen 

II D/1 - Bau - 0 6105 - N - 37/56 


Bonn, den 20. November 1956 


An die 

Herren Finanzminister und -Senatoren der Länder 

- — It. Verteiler — 

— je 20-faich — 


Betr. : Verwendung von Baustoffen bei Verteidigungsbauten 
Bezug : Verschiedene Eingaben der einschlägigen Fachverbände 


Nach meinen „Vorläufigen Richtlinien" für die Planung und 
Ausführung ständiger jTruppenunterkünfte (Heer) „in örtlich 
ausgeführter Massivbauart" sind alle einwandfreien und er- 
probten Baustoffe zugelassen; bei der Auswahl sind die ört- 
lichen Verhältnisse zu berücksichtigen. Zur Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit sind alle Umstände, also nicht nur der Preis 
sondern insbesondere auch die Verfügbarkeit, die Lebensdauer 
und die Anforderungen an Pflege- und Instandhaltungsauf- 
wand sorgfältig abzuwägen. Aus wiederholten Eingaben von 
Wirtschaftsverbänden entnehme idi, daß Bauämter in Ver- 
kennung dieser Grundsätze zu verstehen gegeben haben, die 
Verwendung bestimmter Baustoffe sei durdi mich ausge- 
schlossen worden, z. B. Spaltklinker, Solnhofener Platten, As- 
bestzementwaren u. a.; unter Hinweis auf die erwähnten 
„Vorläufigen Richtlinien", wo gerade diese Baustoffe nament- 
lich genannt sind, stelle ich fest, daß diese Auffassung einzelner 
Bauämter nicht zutrifft. 

Bezüglich der Verwendung von Naturwerksteiuen darf ich auf 
meine Erlasse vom 7. Mai 1952 - Bau - 0 6105 - 38/52 sowie 
vom 26. Juni 1953 -HD- 0 6105 - 56/53 - hinweisen und 
ausdrücklich bemerken, daß dieselben audi bei Verteidigungs- 
bauten ihre volle Gültigkeit behalten. 

Für den Bau von Granitpflaster-Fahrbahndecken — worauf 
ich besonders angesprochen worden bin — bitte ich, folgendes 
zu beachten : 

Die Baudienststellen sind verpflichtet, die Grundsätze für eine 
wirtschaftlidie Verwendung der Baumittel zu beachten. 


c 
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Unter diesem Gesidrtspunkt ist nicht nur der einmalige Kosten- 
aufwand für den Neubau maßgebend sondern auch demgegen- 
über der jährliche Aufwand für volle Verzinsung der Anlage- 
kosten, die Höhe der jährlichen Rückstellung zur Bildung des 
Erneuerungsfonds innerhalb der Lebensdauer und die jähr- 
lichen Unterhaltungskosten. 

So wird eine Fahrbahnstrecke aus Granit mit entsprechendem 
Unterbau für überschweren Verkehr — wie für Panzer und 
sonstige Kettenfahrzeuge — einer Prüfung auf Wirtschaftlich- 
keit standhalten, insbesondere in Gegenden, wo die Natur- 
granite und die erforderlichen Fachkräfte vorhanden sind. 
Auch kann die Granitpflasterdecke dort, wo sie dem Angriff 
durch Benzin und öl, wie in Reparaturwerkstätten, Abstell- 
plätzen und Zapfstellen ausgesetzt ist, eingebaut werden. 

Darüber hinaus wird eine Pflasterdecke von Vorteil sein 

1. für sehr stark beanspruchte Straßendecken, wie Kreuzungen, 
starke Neigungen, 

2. für Strecken unter starkem Temperaturwechsel, 

3. für Strecken mit setzgefährdetem Untergrund (bei Damm- 
schüttungen, im Bergsenkungsgebiet), 

4. für Anschlüsse an Brückenbauwerke, 

5. für Aussparungen in Betonstraßenflädien, die von Rohr- und 
Kabelleitungen gekreuzt und für Instandsetzungsarbeiten 
aufgebrochen werden müssen. 

Bei allen Überlegungen bezüglich der Wahl der Dackenart 
für die vorgenannten Fälle sollten die Erlasse vom 21. Juli 
1950 - IV 0 2746/50 -, 28. September 1952 und 30. März 1953 
- IV 16 - 10047/53 - des Bundeswirtschaftsministeriums be- 
rücksichtigt werden. 

Ich bitte, die nachgeordneten Behörden entsprechend zu unter- 
richten. 


Im Auftrag 

gez. Rossig 
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